
Regionalpolitik
Konrad Lammers1

Mit  dem  Inkrafttreten  der  Verordnungen  und  der  nachgeordneten  Rechtsakte  für  die 
Förderperiode 2014 bis 2020 im Dezember 2013 waren die Rahmenbedingungen für die 
Ausgestaltung der Regionalpolitik gesetzt worden. Im Berichtszeitraum 2014/15 standen 
zunächst  die  Verhandlungen  und  der  Abschluss  über  die  Partnerschaftsvereinbarungen 
zwischen der Europäischen Kommission und den Mitgliedstaaten im Mittelpunkt der re-
gionalpolitischen Aktivitäten. Anschließend war die Ausarbeitung der sogenannten Opera-
tionellen Programme durch die Mitgliedstaaten und deren Billigung durch die Kommissi-
on vorzunehmen.  Ferner  wurden die makroregionalen Strategien weiter  vorangetrieben 
und im Juli 2014 erschien der sechste Kohäsionsbericht. Seit November 2014 ist Corina 
Crețu die neue Kommissarin für Regionalpolitik.

Im Folgenden wird ein Überblick über den Stand der Partnerschaftsvereinbarungen, der 
Operationellen Programme inklusive der grenzüberschreitenden Kooperationsprogramme 
sowie der makroregionalen Strategien gegeben. Ferner wird kurz über wichtige Inhalte des 
6. Kohäsionsberichtes informiert. Zunächst werden die wichtigsten Eckpunkte der Regio-
nalpolitik der Programmperiode 2014-2020 dargestellt. Alle Abkommen und Programme 
müssen sich an diesen Eckpunkten orientieren.

Eckpunkte der Regionalpolitik in der Förderperiode 2014 bis 2020

Im Dezember 2013 traten neue Rechtsvorschriften für die regionalpolitischen Interventio-
nen  im Planungszeitraum 2014  bis  2020  in  Kraft.2 Mit  diesem Legislativpaket  waren 
sowohl gemeinsame Bestimmungen für die Europäischen Struktur- und Investitionsfonds − 
die sogenannten ESI-Fonds − als auch die Bestimmungen für jeden einzelnen Fonds fest-
gelegt worden.3 Die fünf ESI-Fonds sind: 

• Europäischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), 
• Europäischer Sozialfonds (ESF), 
• Kohäsionsfonds (KF), 
• Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raumes 

(ELER) und 
• Europäischer Meeres- und Fischereifonds (EMFF). 

1 Der Autor dankt Kim Lenhart für die sorgfältige Zuarbeit.
2 Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 mit  

gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen 
Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländli-
chen Raums und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen 
über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds und den Kohäsi-
onsfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 
347 vom 20. Dezember 2013, S. 320-469.
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Während der Einsatz der drei erstgenannten Fonds an regionalen oder nationalen Dispari-
täten ausgerichtet ist, werden die Mittel aus dem ELER und dem EMFF nach sektorspezi-
fischen Prioritäten vergeben. Für die an regionalen Disparitäten ausgerichtete Förderung 
wurde das Territorium der Europäischen Union in drei Gebietskategorien unterteilt: 

• Weniger entwickelte Regionen (Bruttoinlandsprodukt (BIP) pro Kopf unter 75 
Prozent des EU-27-Durchschnitts; EU-Bevölkerungsanteil: 27 Prozent; Volumen: 
182,2 Mrd. Euro),

• Übergangsregionen  (BIP pro  Kopf  zwischen  75  und  90  Prozent  des  EU-27-
Durchschnitts;  EU-Bevölkerungsanteil:  12 Prozent;  Volumen: 35,4 Mrd. Euro) 
und

• Stärker entwickelte Regionen (BIP pro Kopf über 90 Prozent des EU-27-Durch-
schnitts; EU-Bevölkerungsanteil: 61 Prozent; Volumen: 54,3 Mrd. Euro).

Zusätzlich zu der  auf  Regionen ausgerichteten Förderung werden wie schon seit  1994 
ganze Länder aus dem Kohäsionsfonds gefördert (Volumen: 63,3 Mrd. Euro), die ein Brut-
tonationaleinkommen pro  Kopf  von unter  90  Prozent  des  EU-27-Durchschnitts  haben. 
Dazu gehören Kroatien, alle Länder, die 2004 beziehungsweise 2007 der Europäischen 
Union  beigetreten  sind,  sowie  Griechenland,  Portugal  und  Zypern  (letzteres  Land mit 
auslaufender Förderung innerhalb der Programmperiode).

Wie in der Programmperiode zuvor ist die Kohäsionspolitik in eine übergeordnete Stra-
tegie eingebettet, die Strategie Europa 2020. Diese Strategie folgt der 2010 ausgelaufenen 
Lissabon-Strategie, die auf Wachstum und Beschäftigung fokussiert, dennoch recht allge-
mein war. Anders als in der Vorgängerstrategie wurden Kernziele bestimmt, Indikatoren 
für diese Ziele definiert und quantitative Zielwerte für einzelne Indikatoren zunächst für 
die  gesamte  Europäische  Union  festgelegt.  Die  fünf  Kernziele  sind  Beschäftigung, 
Forschung und Entwicklung,  Klimawandel  und  nachhaltige  Energieversorgung,  Ausbil-
dung, Bekämpfung von Armut und sozialer Exklusion. Damit geht die Strategie Europa 
2020 nicht nur in der Konkretisierung von Zielvorgaben weit über die Lissabon-Strategie 
hinaus, sondern auch im Hinblick auf das Zielspektrum. Sie bezieht zudem explizit Klima- 
und  Energieversorgungsziele  sowie  das  Ziel  sozialer  Inklusion  mit  ein.  Anschließend 
waren die Mitgliedsländer aufgefordert,  darzulegen welche quantitativen Ziele sie  sich 
selbst  setzen.  In  jährlich  zu  erstellenden,  sogenannten  nationalen  Reformprogrammen 
müssen die Mitgliedsländer berichten,  welche Fortschritte  sie bei  der  Umsetzung ihrer 
Ziele gemacht haben. 

3 Verordnung (EU) Nr. 1304/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über den Europäischen Sozialfonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1081/2006 des Rates, in: 
Amtsblatt der EU, Nr. L 347 vom 20. Dezember 2013, S.470-486; Verordnung (EU) Nr. 1301/2013 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über den Europäischen Fonds für regio-
nale Entwicklung und mit besonderen Bestimmungen hinsichtlich des Ziels “Investitionen in Wachstum 
und Beschäftigung“ und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 
347 vom 20. Dezember 2013, S.289-302; Verordnung (EU) Nr. 1300/2013 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 17. Dezember 2013 über den Kohäsionsfonds und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 1084/2006, in: Amtsblatt der EU, Nr. L 347 vom 20. Dezember 2013, S.281-288; Verordnung 
(EU) Nr. 1305/ 2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 über die För-
derung der ländlichen Entwicklung durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums (ELER) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) 1689/2005, in: Amtsblatt der EU, 
Nr. L 347 vom 20. Dezember 2013, S. 487-548. Alle in ABl. der EU L 347 vom 20.12.2013.
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Die EU-Regionalpolitik greift die Ziele dieser Strategie auf, indem sie elf förderfähige 
Aktivitäten (thematische Ziele) definiert und bestimmte Zielvorgaben hinsichtlich der zu 
verwendenden Mittel (je nach Fond, abgestuft nach Gebietskategorien) macht. Durch die 
quantitativen  Vorgaben,  die  im  Zuge  der  Erstellung  des  Partnerschaftsabkommens 
zwischen  den  einzelnen  Ländern  und  der  Kommission  sowie  der  Verhandlungen  zur 
Erstellung der Operationellen Programme zwischen Ländern/Regionen und der Kommissi-
on gemacht werden, wird es in der Periode 2015 bis 2020 stärker als zuvor möglich sein, 
zu überprüfen, ob die Zielvorgaben eingehalten wurden. Als Anreiz für die Einhaltung der 
Vorgaben wurde eine sogenannte leistungsgebundene Reserve eingeführt: 6 Prozent der 
vorhandenen Mittel werden zunächst zurückgelegt und sollen nach einer Zwischenüber-
prüfung in 2019 jenen Regionen zugeteilt werden, die die in den Operationellen Program-
men festgelegten Vorgaben erreicht und dabei am besten abgeschnitten haben. Ferner ist 
vorgesehen, die Regionalpolitik stärker als bislang mit der wirtschaftspolitischen Steue-
rung der Europäischen Union zu verknüpfen. Die Maßnahmen müssen nicht nur kompati-
bel mit den nationalen Reformprogrammen (zur Umsetzung der Strategie Europa 2020) 
sein, sie sollen auch solche Strukturreformen unterstützen, die in den länderspezifischen 
Empfehlungen im Rahmen des Europäischen Semesters festgelegt wurden. Die Kommissi-
on kann Mitgliedstaaten anhalten, bereits genehmigte Programme abzuändern, um notwen-
dige Strukturreformen zu unterstützen (makroökonomische Konditionalitätsklausel). Letzt-
lich  kann  die  Kommission  auch  die  Auszahlung  von  Mitteln  verweigern,  wenn  die 
Mitgliedstaaten wiederholt  gegen wirtschaftspolitische Empfehlungen verstoßen.  Inwie-
weit diese Maßnahmen tatsächlich zum Einsatz kommen, wenn Mitgliedsländer bei ihrer 
Wirtschaftspolitik massiv gegen die Vorgaben der Europäischen Union verstoßen, ist unge-
wiss.  Die  bisherigen  Erfahrungen mit  vorgesehenen Sanktionen,  etwa im Rahmen des 
Europäischen Stabilitäts- und Wachstumspaktes, lassen es zweifelhaft erscheinen, dass von 
dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht wird.

Partnerschaftsvereinbarungen

Entsprechend den neuen Bestimmungen waren die Mitgliedstaaten aufgefordert,  strategi-
sche Pläne mit Investitionsprioritäten, die die fünf ESI-Fonds abdecken, zu erstellen. In 
den strategischen Plänen sollten die Mitgliedstaaten ihre Entwicklungsbedürfnisse darle-
gen und ihre Prioritäten zur Erreichung der  nationalen Ziele im Rahmen der  Strategie 
Europa 2020 benennen. Bei der Erstellung der strategischen Pläne sind die Mitgliedstaaten 
gehalten, Vertreter von Interessengruppen, der Zivilgesellschaft sowie lokale und regionale 
Vertreter zu konsultieren. Der strategische Plan eines jeden Landes wird dann zwischen 
Kommission und dem jeweiligen Mitgliedstaat verhandelt und letztlich nach Billigung der 
Kommission in die Form eines verbindlichen Partnerschaftsabkommen gegossen.

Inzwischen sind mit jedem Mitgliedstaat Partnerschaftsabkommen geschlossen worden. 
Das erste Abkommen wurde im Mai 2014 mit Dänemark und das letzte im November 
2014 mit Irland angenommen.4

4 Europäische Kommission: Fragen und Antworten zu den „ Partnerschaftsvereinbarungen“ zwischen der 
Europäischen Kommission und den EU-Mitgliedstaaten über Investitionen im Rahmen der europäischen 
Struktur- und Investitionsfonds in den Jahren 2014-2020. Factsheet. Brüssel, 21. November 2014.
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Operationelle Programme

Die Umsetzung der Partnerschaftsvereinbarungen erfolgt über Operationelle Programme, 
die für jedes Land oder jede Region wie auch für grenzüberschreitende Kooperationspro-
gramme  (Programme,  die  das  Territorium  von  mindestens  zwei  Mitgliedstaaten  oder 
Teilen von ihnen umfassen) aufgestellt werden müssen. Zudem werden die Investitions-
prioritäten und Ziele, die in den Partnerschaftsabkommen festgelegt worden sind, konkret 
benannt. Die Operationellen Programme können sich auf die Verwendung der Mittel aus 
einem oder mehreren Fonds beziehen. Die Mitgliedstaaten sind gehalten, die Operationel-
len Programme innerhalb von drei Monaten nach Billigung des jeweiligen Partnerschafts-
abkommens einzureichen. Bei deren Erstellung sind wiederum regionale Akteure, Interes-
sengruppen und Vertreter der Zivilgesellschaft einzubeziehen. Die Kommission prüft die 
eingereichten Operationellen Programme im Hinblick auf ihre Konsistenz mit dem jeweili-
gen Partnerschaftsabkommen und tritt  gegebenenfalls in Nachverhandlungen mit einem 
Mitgliedstaat  ein.  Die Zustimmung der  Kommission soll  innerhalb von sechs Monaten 
nach Einreichung erfolgen, wenn ein Einvernehmen zwischen Kommission und Mitglied-
staat über das Programm erzielt worden ist.

Die Kommission rechnet insgesamt mit 535 Operationellen Programmen, von denen 
Ende Mai 2015 476 gebilligt waren. Im Sommer 2015 sollen alle Operationellen Program-
me für die Förderperiode 2014 bis 2020 gebilligt worden sein.5 152 Programme werden 
über den ESF gefördert, 51 über den ELER, und 5 über den EMFF. Die Anzahl der gebil -
ligten Programme, die vom ERDF allein sowie zusammen mit dem Kohäsionsfond geför-
dert wurden, betrug 268. Davon bezogen sich 178 Programme auf einzelne Mitgliedstaa-
ten oder deren Regionen. 90 Operationelle Programme waren der grenzüberschreitenden, 
transnationalen oder interregionalen Zusammenarbeit gewidmet, waren also auf mehr als 
einen Mitgliedstaat gerichtet. Diese Operationellen Programme werden als Kooperations-
programme bezeichnet.6

5 Der aktuelle Stand der Operationellen Programme wird für jeden Fonds beziehungsweise für Kombinatio-
nen von Fonds auf der Website der Generaldirektion Regionalpolitik gelistet: Europäische Kommission: 
Europäischer  Sozialfonds,  20.03.2015,  abrufbar  unter:  http://ec.europa.eu/esf/main.jsp?catId=576&lan-
gId=de (letzter Zugriff:  9.8.2015); Europäische Kommission: State of play of approvals of 2014-2020 
Rural Development Programmes (RDPs), 3.8.2015, abrufbar unter; http://ec.europa.eu/agriculture/rural-
development-2014-2020/country-files/common/rdp-approved_en.pdf (letzter Zugriff: 9.8.2015); Europäi-
sche Kommission:  EMFF – country files.  Operational  Programmes 2014 -  2020,  28.7.2015,  abrufbar  
unter: http://ec.europa.eu/fisheries/cfp/emff/country-files/index_en.htm (letzter Zugriff: 9.8.2015); Euro-
päische  Kommission:  Programme,  10.1.2015,  abrufbar  unter:  http://ec.europa.eu/regional_policy/
de/atlas/programmessearch=1&keywords=&periodId=3&countryCode=ALL&regionId=ALL&objec-
tiveId=ALL&tObjectiveId=ALL (letzter Zugriff: 10.6.2015).

6 Auch angrenzende Nichtmitgliedstaaten können in Kooperationsprogramme einbezogen sein.
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Kooperationsprogramme: Territoriale Kooperation7

Ein wichtiges Ziel der Kohäsionspolitik ist die territoriale Kooperation über Ländergren-
zen hinweg. Für den territorialen Zusammenhalt spielen die schon erwähnten grenzüber-
schreitenden, transnationalen und interregionalen Operationellen Programme – die Koope-
rationsprogramme8 –  eine zentrale  Rolle.  Unter  dem Label  „Interreg V“ firmieren alle 
Kooperationsprogramme der laufenden Förderperiode, in der zum fünften Mal im Rahmen 
der Kohäsionspolitik eine länderübergreifende programmbasierte Förderung durchgeführt 
wird. Die vorherigen Interreg-Programme waren jeweils eingebettet in die vier vergange-
nen Programmperioden, die es seit 1990 gab. Wie alle anderen Operationellen Programme 
auch, sind die Kooperationsprogramme an der  Strategie Europa 2020 ausgerichtet  und 
müssen  sich  an  den  festgelegten  Prioritäten  orientieren.  Mindestens  80  Prozent  des 
Budgets eines jeden Kooperationsprogramms müssen auf maximal vier der thematischen 
Ziele fokussiert  sein.  Die Mittel  für  die Interreg-Programme stammen aus dem EFRE. 
Insgesamt stehen für Interreg V 10,1 Mrd. Euro zur Verfügung. Das sind nur 2,9 Prozent 
des Budgets für regionalpolitische Interventionen, was in einem gewissen Gegensatz zu 
den Aussagen der Kommission zur hohen Bedeutung der Interreg-Programme steht.

Es gibt drei Arten von Kooperationsprogrammen. Unter Interreg VA sind die Program-
me zusammengefasst, die auf Regionen ausgerichtet sind, die an einer Grenze zu einem 
anderen Mitgliedstaat  oder  zu einem Drittstaat  liegen (Grenzregionen).  Konstitutiv  ist, 
dass es ein gemeinsames Programm für die Regionen beiderseits der Grenze gibt und dass 
solche Projekte förderfähig sind, die die Entwicklung auf beiden Seiten der Grenze durch 
grenzüberschreitende Effekte positiv beeinflussen können. Im Falle kleiner Staaten kann 
auch deren gesamtes Territorium als eine Grenzregion behandelt werden. Für Kooperati-
onsprogramme, die Grenzregionen zwischen Mitgliedsländern (inklusive Island, Norwe-
gen, Liechtenstein und der Schweiz) betreffen, sind insgesamt 6,6 Mrd. Euro vorgesehen. 
Hinzu kommen 242 Mio. Euro für EU-Regionen mit einer Grenze zu Beitrittskandidaten-
ländern (Instrument for  Pre-Accession,  IPA) und 634 Mio.  Euro für  EU-Regionen mit 
einer Grenze zu Ländern der Europäischen Nachbarschaftspolitik (European Neighbour-
hood Instrument,  ENI).  Insgesamt soll  es  unter  Interreg VA 88 Programme geben (60 
Programme für Grenzregionen zwischen Mitgliedsländern, 12 für IPA und 16 für ENI). 
Mit Stand vom Mai 2015 waren 18 der 60 vorgesehenen Programme für Grenzregionen 
zwischen den Mitgliedsländern angenommen, 37 wurden verhandelt und fünf noch nicht 
eingereicht. Unter Interreg VB, der zweiten Kategorie der Kooperationsprogramme, sind 
15 Programme mit einer Mittelausstattung von 2,1 Mrd. Euro vorgesehen, die der transna-
tionalen  Zusammenarbeit  gewidmet  sind.  Die  Programme erstrecken  sich  auf  größere 
grenzüberschreitende  Wirtschaftsräume  und  umfassen  zumindest  zwei  Mitgliedsländer 
beziehungsweise Teile von ihnen. Es wird angestrebt, grenzüberschreitenden Herausforde-
rungen und Entwicklungshemmnissen durch abgestimmte Fördermaßnahmen zu begegnen.

7 Durchführungsbeschluss der Kommission vom 17. November 2014 zur Änderung des Durchführungsbe-
schlusses 2014/366/EU zur  Erstellung einer  Liste der  Kooperationsprogramme sowie  zur  Angabe des 
Gesamtbetrags der gesamten Unterstützung aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung für 
jedes Programm im Rahmen des Ziels „Europäische territoriale Zusammenarbeit“ für den Zeitraum 2014-
2020, in: Amtsblatt der EU, Nr. L332 vom 19. November 2014, S. 31-33.

8 Streng genommen werden nur solche Programme als Kooperationsprogramme unter Interreg V bezeichnet, 
die  ausschließlich  auf  die  Mitgliedstaaten  sowie die  Länder  Island,  Norwegen,  Liechtenstein  und  die 
Schweiz gerichtet sind. Unter Interreg V laufen aber auch einige Programme, die die Beitrittskandidaten -
länder sowie Länder der Europäischen Nachbarschaftspolitik einbeziehen.
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Die dritte Kategorie von Kooperationsprogrammen stellt auf die sogenannte interregio-
nale Kooperation ab, deren Programme unter Interreg VC geführt werden. Gemeinsames 
Merkmal dieser Programme ist, dass sie nicht auf geografisch zusammenhängende Regio-
nen abstellen, sondern auf alle Regionen oder Städte in der Europäischen Union mit spezi-
fischen Merkmalen. Es gibt vier Programme, für die insgesamt ein Fördervolumen von 
500 Mio. Euro vorgesehen ist:

• INTERREG EUROPE: Mit Hilfe dieses Programms sollen Lernprozesse durch 
Erfahrungsaustausch auf allen Ebenen der öffentlichen Akteure gestärkt werden, 
die mit der Kohäsionspolitik befasst sind. Angestrebt wird eine höhere Effektivi-
tät der Kohäsionspolitik. (Fördervolumen: 359 Mio. Euro; einbezogene Länder: 
alle Mitgliedstaaten, Norwegen, Schweiz.)

• INTERACT III: Dieses Programm zielt darauf ab, die Effektivität der administra-
tiven  Kapazitäten  von  Behörden  und  Stakeholdern  bei  der  Durchführung der 
Programme der Europäischen Territorialen Kooperation (ETC) zu verbessern. Es 
ist  somit ein Programm innerhalb des Programmpakets Interreg V, das dessen 
Wirkungen erhöhen soll.  (Fördervolumen: 39 Mio. Euro; einbezogene Länder: 
alle Mitgliedstaaten, Norwegen, Schweiz.)

• ESPON 2020: Das Programm unterstützt die Forschung zu räumlichen Strukturen 
und  zur  Entwicklung  in  Europa  und  stellt  diesbezügliche  Informationen  für 
Behörden  und  Akteure  aller  Ebenen  bereit.  (Fördervolumen:  41  Mio.  Euro; 
einbezogene  Länder:  alle  Mitgliedstaaten,  Island,  Liechtenstein,  Norwegen, 
Schweiz.)

• URBAN III 2014-2020: Dieses Programm bietet einen Rahmen für ein Netzwerk 
zwischen lokalen und regionalen Einrichtungen, welche ähnliche urbane Heraus-
forderungen haben. Es sollen Lösungen für eine nachhaltige und integrierte urba-
ne Entwicklung gefunden werden,  unter  anderem durch Informationsaustausch 
und Identifizierung von bewährten Verfahren. (Fördervolumen: 96,3 Mio. Euro; 
einbezogene Länder: alle Mitgliedstaaten, Norwegen, Schweiz.)

Makroregionale Strategien

Ein wichtiges Instrument der territorialen Kooperation aus der Sicht der EU-Institutionen 
sind die makroregionalen Strategien. Eine makroregionale Strategie soll einen Handlungs-
rahmen abstecken, um gemeinsamen Herausforderungen und Chancen in einem bestimm-
ten geografisch abgegrenzten Raum, der mehrere Mitgliedsländer (oder Teile von ihnen) 
und auch Drittländer (oder Teile von ihnen) umfasst, durch länderübergreifende Koopera-
tionen zu begegnen beziehungsweise zu nutzen. Makroregionale Strategien werden vom 
Europäischen  Rat  initiiert  und  müssen  von  ihm  letztlich  angenommen  werden.  Der 
Kommission obliegt die Aufgabe, die Strategien unter Beteiligung der betreffenden Staa-
ten auszuarbeiten. Für makroregionale Strategien gelten die sogenannten drei „Neins“: für 
sie werden keine neuen Institutionen errichtet; es gibt für sie keine neuen Rechtsvorschrif-
ten;  die  Europäische  Union  stellt  keine  zusätzlichen  Mittel  bereit.  Das  letztgenannte 
„Nein“ bedeutet, dass Maßnahmen, die im Rahmen einer makroregionalen Strategie durch-
geführt  werden,  aus  bestehenden  Töpfen  wie  den  ESI-Fonds  oder  nationalen  Budgets 
finanziert  werden  müssen.  Allerdings  können  die  Mittel  aus  dem  INTERACT  III-
Programm genutzt werden, um die administrativen Kosten der verstärkten Kooperationen 
im Rahmen von makroregionalen Strategien abzudecken. Sofern ein Mitgliedsland von 
einer makroregionalen Strategie erfasst wird, muss diese Strategie in dem jeweiligen Part-
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nerschaftsabkommen  berücksichtigt  werden.  Im  Mai  2015  waren  drei  makroregionale 
Strategien in Kraft: die Strategie für den Ostseeraum (seit 2009), den Donauraum (seit 
2011) und das Adriatisch-ionische Meer.  Letztere wurde im September 2014 vom Rat 
angenommen.9 Beteiligt  sind  vier  Mitgliedsländer  (Griechenland,  Italien,  Slowenien, 
Kroatien) und vier Beitrittskandidatenländer (Albanien, Bosnien-Herzegowina, Montene-
gro, Serbien).10 Thematische Schwerpunkte sind die maritime Wirtschaft, die Anbindung 
des Raumes, die Umweltqualität und nachhaltiger Fremdenverkehr.

Weiter vorangetrieben wurden die Arbeiten an einer Strategie für den Alpenraum. Nach-
dem der Europäische Rat Ende 2013 die Kommission dazu aufgefordert hatte, eine solche 
Strategie auszuarbeiten, haben inzwischen entsprechende Konsultationen mit Institutionen, 
Behörden und sonstigen Stakeholdern in den vorgesehen Ländern und Regionen stattge-
funden.  Folgende  sieben  Länder  sind  einbezogen:  Liechtenstein,  Slowenien,  Schweiz, 
Deutschland, Österreich, Frankreich und Italien. Die Strategie soll im Herbst 2015 verab-
schiedet  werden. Die drei  thematischen Schwerpunkte sollen Wettbewerbsfähigkeit  und 
Innovation,  umweltfreundliche  Mobilität  und  nachhaltiges  Management  von  Energie, 
natürlichen und kulturellen Ressourcen sein.

Sechster Kohäsionsbericht

Im Juli 2014 wurde der sechste Kohäsionsbericht veröffentlicht.11 Wie schon die Berichte 
zuvor enthält auch dieser Bericht eine Vielzahl von Informationen, Zahlenangaben, Karten 
und Schaubildern zur räumlichen Entwicklung in Europa und zur Einschätzung der Kohä-
sionspolitik aus Sicht der Kommission. Einige wichtige inhaltliche Aussagen seien heraus-
gegriffen:

• Seit  Ausbruch  der  Wirtschafts-  und  Finanzkrise  hätten  sich  die  Disparitäten 
zwischen Mitgliedstaaten und Regionen wieder vergrößert beziehungsweise sei 
der Konvergenzprozess zum Stocken gekommen.

• Infolge der Überschuldung vieler Mitgliedstaaten seien die öffentlichen Investi-
tionen  zum Teil  drastisch  zurückgefahren  worden.  Dem hätte  die  Kohäsions-
politik in vielen Ländern entgegenwirken können, denn ohne die Kohäsionsmittel 
wären die öffentlichen Investitionen noch weit stärker eingebrochen.

• Es gebe einen signifikanten Zusammenhang zwischen der  Qualität  der  Regie-
rungsführung und der Ausschöpfungsrate der Kohäsionsmittel. Je schlechter die 
Regierungsführung, desto geringer sei der Abruf der Mittel.

• Die Kohäsionspolitik habe im Programmzeitraum 2007-2013 einen erheblichen 
Beitrag zu Wachstum und Beschäftigung geleistet und ihre Wirkungen seien auch 
längerfristig  beachtlich:  so  sei  es  möglich,  dass  das  BIP  im  Jahr  2020  zum 
Beispiel in Litauen und Polen um 4 Prozent höher ausfallen könnte als ohne die 
geleistete Förderung.

9 Rat der Europäischen Union: Council conclusions on the European Union Strategy for the Adriatic and  
Ionian Region (EUSAIR). Pressemitteilung. Brüssel, 29. September 2014, abrufbar unter: 
http://ec.europa.eu/regional_policy/sources/cooperate/adriat_ionian/pdf/council_29092014_en.pdf (letzter 
Zugriff: 9.8.2015).

10 EU Strategie für die Region Adria-Ionisches Meer: The Adriatic and Ionian Region. Participating Coun-
tries, 2015, abrufbar unter: http://www.adriatic-ionian.eu/about/the-adriatic-ionian-region (letzter Zugriff: 
9.8.2015).

11 Europäische Kommission:  Investitionen in  Beschäftigung und Wachstum. Förderung von Entwicklung 
und guter Governance in den Regionen und Städten der EU. Sechster Bericht über den wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalt. Brüssel, Juli 2014.
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Die Innenpolitik der Europäischen Union

Wenngleich der Bericht eine Fülle von wertvollen Informationen zur räumlichen Entwick-
lung  und  zur  Kohäsionspolitik  zusammenträgt,  so  sollte  hinsichtlich  seiner  Aussagen 
berücksichtigt werden, dass es sich um einen politischen Bericht handelt, der die Kohäsi-
onspolitik interessengeleitet in ein positives Licht zu rücken sucht.
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